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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitsunfall

psychische Unfallfolgen
Verletztenrente
Simulation von Unfallfolgen

Leitsätze Eine Gesundheitsstörung kann nicht als
Folge eines Arbeitsunfalls anerkannt
werden, wenn sie mit hoher
Wahrscheinlichkeit simuliert wird (hier
bejaht).

Normenkette SGB VII § 56

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 U 9/15
Datum 20.11.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 U 205/19
Datum 02.06.2023

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom
20. November 2019 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander fÃ¼r beide Instanzen keine Kosten zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt die Bewilligung einer Verletztenrente wegen der Folgen eines
anerkannten Arbeitsunfalls.
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Der 1978 in der TÃ¼rkei geborene KlÃ¤ger lebt seit 2000 in Deutschland. Ab 2008
war er bei der C. (C-Stadt) als Postzusteller beschÃ¤ftigt und bei der Beklagten
unfallversichert.

Am 26. November 2012 stÃ¼rzte er wÃ¤hrend des Dienstes gegen 16:00 Uhr (aus
oder von seinem Fahrzeug) und fiel auf das rechte Knie. Ein Rettungswagen brachte
ihn in die Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik (BGU) Frankfurt am Main, wo er
berichtete, beim Aussteigen aus dem Fahrzeug mit beiden Beinen weggerutscht
und mit diesen unter dem Auto angestoÃ�en, nicht aber bewusstlos gewesen zu
sein. Der Durchgangsarzt (D-Arzt) D. diagnostizierte nach der Anfertigung von
RÃ¶ntgenaufnahmen eine mehrfragmentÃ¤re Tibiakopffraktur rechts sowie eine
Fibulakopf-TrÃ¼mmerfraktur rechts (D-Arzt-Bericht vom 27. November 2012). Noch
am selben Tag und dann erneut am 4. Dezember 2012 wurde der KlÃ¤ger operiert.
Postoperative RÃ¶ntgenaufnahmen zeigten die korrekte Lage des eingebrachten
Osteosynthesematerials und die korrekte Stellung der Fraktur. Nach dem
fachÃ¤rztlichen Bericht (vom 27. Dezember 2012) von Prof. Dr. D., Dr. E. und Dr. F.
habe sich aber eine Minderinnervation im Bereich der Unterschenkelmuskulatur und
der Oberschenkelmuskulatur gezeigt. Aufgrund der Symptomatik wurden im
stationÃ¤ren Verlauf ein neurologisches, psychologisches und
schmerztherapeutisches Konzil durchgefÃ¼hrt.Â 

Dr. med. Dipl.-Psych. G. legte in seinem Bericht vom 22. Dezember 2012 dar, der
Befund deute auf eine ganz massive psychogene Parese hin. Es sei aber eine leichte
axonale SchÃ¤digung im Tibialis anterior nachzuweisen, sodass zumindest eine
leichte Mitbeteiligung des Peronaeus (allerdings nicht relevant, weil im Ã�brigen die
Nervenleitgeschwindigkeit â�� NLG â�� unauffÃ¤llig sei) angenommen werden
kÃ¶nne.

In ihrem psychologischen Bericht vom 15. Januar 2013 fÃ¼hrte die Dipl.-Psych. H.
aus, dass der KlÃ¤ger geschildert habe, einer hohen Stressbelastung am
Arbeitsplatz ausgesetzt gewesen zu sein. Er habe zwei Wochen postoperativ
angegeben, sein Bein nicht zu spÃ¼ren. Ihr gegenÃ¼ber habe er geÃ¤uÃ�ert, das
Bein schon zu spÃ¼ren, lediglich die FÃ¼Ã�e spÃ¼re er etwas geringer. Auf ihre
Nachfrage habe der KlÃ¤ger dann angegeben, dass er das Bein von Anfang an, d. h.
direkt nach dem Unfallereignis, nicht habe spÃ¼ren kÃ¶nnen. Es sei die
MÃ¶glichkeit einer dissoziativen Symptomatik (F44.7) gegeben.

Dr. med. Dipl.-Psych. G. legte in seinem Bericht vom 8. Februar 2013 dar, es sei
weiterhin (bei vÃ¶llig intakter indirekter Erregbarkeit der Nerven) von einer
psychogenen Parese auszugehen. Bei der klinischen Untersuchung biete der
KlÃ¤ger jetzt wieder eine komplette Plegie des Peronaeus, obwohl beim Gehen
teilweise doch die Muskeln eingesetzt wÃ¼rden. Es bestehe auch keine
Muskelatrophie und die angegebenen sensiblen StÃ¶rungen seien so nicht
nachvollziehbar.

Vom 27. Februar bis 27. MÃ¤rz 2013 wurde der KlÃ¤ger stationÃ¤r in der BGU
Frankfurt am Main behandelt. In dem Entlassungsbericht vom 23. April 2013
fÃ¼hrten Prof. Dr. D., Dr. J. und Dr. F. aus, es sei noch nicht eindeutig zu klÃ¤ren,
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inwieweit sich eine dissoziative FunktionsstÃ¶rung bestÃ¤tigen lasse. Verschiedene
Patienten und auch Funktionspersonal des Hauses hÃ¤tten den KlÃ¤ger bei guter
Funktion im Bereich der rechten unteren ExtremitÃ¤t gesehen.

Am 25. April 2013 stellte sich der KlÃ¤ger erneut in der BGU vor. Dort wurde eine
passive Beweglichkeit des rechten Kniegelenks von 0/0/130Â° gemessen, zu diesem
Datum das ambulante Heilverfahren abgeschlossen und durch die FachÃ¤rztin fÃ¼r
OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie K. der 28. April 2013 als letzter Tag der
ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt. Ab 29. April 2013 erhielt der KlÃ¤ger kein
Verletztengeld mehr.

In ihrem Befundbericht vom 10. Mai 2013 diagnostizierte die den KlÃ¤ger
behandelnde Dipl.-Psych. L. bei ihm eine dissoziative BewegungsstÃ¶rung (F44.4)
sowie eine leichte depressive Episode (F32.0).Â 

Im Hinblick auf den stationÃ¤ren Aufenthalt in der BGU Frankfurt am Main legte die
Dipl.-Psych. H. in ihrem Bericht vom 13. Mai 2013 dar, die TeillÃ¤hmung des
rechten Beines habe sich nicht wesentlich gebessert. Der KlÃ¤ger habe angegeben,
vor dem Unfallereignis Probleme am Arbeitsplatz gehabt zu haben und von seinem
Chef regelrecht schikaniert geworden zu sein. Bei der Exploration habe sich
ergeben, dass der KlÃ¤ger erhebliche Traumatisierungen in seinem Leben erfahren
habe, im Wesentlichen aus der Wehrdienstzeit im Grenzland zu Syrien. Es kÃ¶nne
davon ausgegangen werden, dass auf psychologischem Gebiet keine
unfallabhÃ¤ngigen StÃ¶rungen mehr vorlÃ¤gen.

Die Beklagte beauftragte daraufhin Dr. M. (Chefarzt der Klinik fÃ¼r Unfallchirurgie
und OrthopÃ¤die, Westpfalz-Klinikum Kaiserslautern) mit der Erstellung eines Ersten
Rentengutachtens. In seinem Gutachten vom 29. Juli 2013 legte er dar, dass der
KlÃ¤ger zum Unfallhergang berichtet habe, bei Regen von einer Laderampe aus
einer HÃ¶he von 1,5 m auf das rechte Bein und den Kopf gestÃ¼rzt und kurz
bewusstlos gewesen zu sein. Dr. M. fÃ¼hrte aus, auf unfallchirurgischem Gebiet sei
als wesentliche Unfallfolge eine geringgradig eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit des
Kniegelenks sowie die knÃ¶chern konsolidierte Tibiakopffraktur mit regelgerecht
einliegendem Osteosynthesematerial festzustellen, wobei so gut wie keine
Unfallfolgen verblieben seien. Die Plegie des Beines sei unfallunabhÃ¤ngig. Die
BewegungsausmaÃ�e des rechten Beines seien nur passiv zu ermitteln gewesen.
Hier habe sich im rechten Kniegelenk eine geringgradig eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit in der Beugung mit 130Â° und eine Ã�berstreckbarkeit von 5Â°
gezeigt (5/0/130). Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) werde vom 25. April
2013 bis 24. Juni â��2014â�� (richtig: 2013) auf 20 vom Hundert (v. H.) und vom
25. Juni 2013 bis 14. Juli 2014 auf 10 v. H., danach auf unter 10 v. H. geschÃ¤tzt.

Hierzu holte die Beklagte eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme von Dr. N. (vom
2. September 2013) ein, in der dieser ausfÃ¼hrte, die in dem Gutachten
festgestellten Unfallfolgen rechtfertigten keine MdE in rentenberechtigendem
AusmaÃ�.

Am 15. August 2013 stellte sich der KlÃ¤ger dem H-Arzt Dr. O. vor und berichtete,
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bei dem Unfallereignis vom 26. November 2012 auf das rechte Knie und den
â��rechten Kopfâ�� gefallen sowie kurz bewusstlos gewesen zu sein.

Auf Veranlassung der Beklagten erstattete Dr. P., Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie, unter dem 20. Dezember 2013 ein SachverstÃ¤ndigengutachten. Hierin
legte er dar, die vom KlÃ¤ger gezeigte Minderinnervation des rechten Beines sei
psychogen bedingt. Es finde sich kein pathologisches anatomisches Korrelat auf
neurologischem Fachgebiet hierfÃ¼r. BezÃ¼glich der KausalitÃ¤tsbeurteilung habe
zwar das Unfallereignis â��irgendwieâ�� im schÃ¤digenden Sinn die Seele des
KlÃ¤gers erreichen kÃ¶nnen, sodass ein Verletzungseintritt auf psychiatrischem
Gebiet nicht sicher auszuschlieÃ�en sei. Auf dieser Ebene bestehe somit ein
Kausalzusammenhang. Auf der zweiten Stufe sei zu prÃ¼fen, welches
Erstschadensbild auf psychiatrischem Fachgebiet im Vollbeweis zu belegen sei. Im
vorliegenden Fall hÃ¤tten sich am Unfalltag und zeitnah zum Unfallereignis keine
AuffÃ¤lligkeiten gezeigt. Erst nach der zweiten Operation habe sich eine
Minderinnervation gezeigt. Das Unfallereignis selbst stelle keine dramatische bzw.
wesentliche traumatisierende Erfahrung dar. Auf der nÃ¤chsten Ebene seien
konkurrierende Ursachen zu prÃ¼fen. Insofern sei eine Traumatisierung wÃ¤hrend
der Wehrzeit und eine Mobbingsituation am Arbeitsplatz mit drohendem
Arbeitsplatzverlust herausgearbeitet worden, ferner hÃ¤tten auch erhebliche
familiÃ¤re Belastungen bestanden. Diese Faktoren seien viel eher geeignet, die
aktuelle dissoziative StÃ¶rung zu bewirken, als das Unfallereignis. Dieses sei nur
Gelegenheitsursache. Die Verletzung des rechten Knies bilde die nach auÃ�en
sichtbare MÃ¶glichkeit, die inneren unfallunabhÃ¤ngigen psychischen Konflikte zu
symbolisieren und auszudrÃ¼cken. Die vorliegende dissoziative StÃ¶rung sei keine
Unfallfolge.

Mit Bescheid vom 25. Februar 2014 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen des Arbeitsunfalls vom 26. November 2012 ab. Hiergegen legte der
KlÃ¤ger unter dem 25. MÃ¤rz 2014 Widerspruch ein.

Die Beklagte holte daraufhin eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme des
Neurologen und Psychiaters Dr. Q. vom 6. November 2014 ein, in der dieser
ausfÃ¼hrte, unter Anwendung der Sk2-Leitlinie zur Begutachtung psychischer und
psychosomatischer Erkrankungen kÃ¶nne keine mittelbare oder unmittelbare
Ursache nachgewiesen werden, weil kein Hinweis auf einen unfallbedingten
psychischen Erstschaden oder Ã¼berdauernde schwere kÃ¶rperliche Unfallfolgen
bestÃ¼nden.Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 10. Dezember 2014 wies die Beklagte den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 25. Februar 2014 zurÃ¼ck.Â 

Mit Bescheid vom 17. Dezember 2014 stellte die Beklagte fest, dass unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit mit dem 28. April 2013 geendet habe. Nach Â§ 45 Abs. 1
Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) werde Verletztengeld erbracht, wenn der
Versicherte infolge eines Versicherungsfalls arbeitsunfÃ¤hig sei. Diese
Voraussetzung liege nicht vor. Hiergegen legte der KlÃ¤ger (unter dem 13. Januar
2015) Widerspruch ein, den die Beklagte (mit Widerspruchsbescheid von 9.
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September 2015) zurÃ¼ckwies. Dagegen erhob der KlÃ¤ger (am 9. Oktober 2015)
Klage beim Sozialgericht Darmstadt (S 3 U 171/15).
Am 12. Januar 2015 hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Darmstadt Klage gegen den
Bescheid vom 25. Februar 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.
Dezember 2014 erhoben (S 3 U 9/15) und beantragt, ihm eine Rente nach einer
MdE von mindestens 20 v. H. zu gewÃ¤hren.Â 

Das Sozialgericht hat (auch in dem Verfahren S 3 U 171/15) von Amts wegen ein
neurologisch-psychiatrisches Gutachten bei Prof. Dr. med. habil. Dipl.-Psych. R. vom
24. November 2018 eingeholt, der bei dem KlÃ¤ger eine nicht nÃ¤her bezeichnete
dissoziative StÃ¶rung (DSM-IV 300.15, ICD-10 F44.9), eine dissoziative
BewegungsstÃ¶rung (F 44.4), eine im Moment der Untersuchung noch vorhandene
depressive Episode mit mittelgradiger AusprÃ¤gung (DSM-IV 296.32, ICD-10 F33.1)
sowie einen Verdacht auf (V. a.) eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung (PTBS)
diagnostizierte. Diese GesundheitsstÃ¶rungen seien mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit allein oder zumindest wesentlich im Sinne der Entstehung oder
Verschlimmerung auf das Ereignis vom â��23.11.2012â�� zurÃ¼ckzufÃ¼hren.
Diese EinschÃ¤tzung fuÃ�e auf der Diagnose einer PTBS, wenn auch nur als
Verdacht, da â�� bisher vÃ¶llig unerwÃ¤hnt und unberÃ¼cksichtigt â�� nur gut drei
Monate vor dem in Frage stehenden Unfallereignis der KlÃ¤ger bei einem
Fahrradunfall wÃ¤hrend seiner BerufsausÃ¼bung eine Wadenbein- und
KnÃ¶chelfraktur erlitten habe. Es sei daher nachvollziehbar, dass durch den wenige
Wochen spÃ¤ter erfolgten Unfall eine nachhaltige psychische Traumatisierung
entstanden sei. Die von Dr. P. vermuteten Ursachen seien viel unwahrscheinlicher.
Sie grÃ¼ndeten auf MutmaÃ�ungen und wÃ¼rden durch die Angaben des KlÃ¤gers
widerlegt. Dieser habe eine Traumatisierung wÃ¤hrend der Wehrdienstzeit,
Arbeitsverlustdrohung, familiÃ¤re Belastungen und auch Mobbing vor dem
Unfallereignis verneint. Es werde von einer MdE von 40 v. H. ausgegangen.Â 

Zu diesem Gutachten hat die Beklagte eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme von
Dr. Q. vom 10. Januar 2019 vorgelegt, in der dieser ausgefÃ¼hrt hat, der Gutachter
weiche erheblich von der Gutachtenliteratur ab. Insbesondere bei der dissoziativen
StÃ¶rung sei im vorliegenden Fall eine anhaltende schwere kÃ¶rperliche
SchÃ¤digungsfolge nicht festzustellen und das Unfallereignis mit Sturz und
Beinfraktur sei nicht mit den Eingangskriterien einer PTBS gleichzusetzen.

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 11. Juni 2019 hat Prof. Dr. med. habil.
Dipl.-Psych. R. dargelegt, beim (zweiten) Unfall sei das A-Kriterium einer PTBS in
Form einer ernsthaften Verletzung und Gefahr des Verlusts der kÃ¶rperlichen
Unversehrtheit der eigenen Person erfÃ¼llt worden. Hier handele es sich um einen
psychischen PrimÃ¤rschaden. Es spreche mehr fÃ¼r das tatsÃ¤chliche Vorliegen
einer PTBS als nur fÃ¼r einen V. a. PTBS. TraumafolgestÃ¶rungen seien u. a.
dissoziative StÃ¶rungen, Depression, Angst und Somatisierung. Â 

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20. November 2019 hat der KlÃ¤ger den
Unfallhergang dahingehend geschildert, dass er auf der hinteren LadeflÃ¤che seines
Dienstfahrzeuges gestanden habe und von dort hinuntergestÃ¼rzt sei, wobei er mit
dem Kopf auf den Boden angeschlagen und direkt danach bewusstlos geworden
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sei.Â 

Mit Urteil vom 20. November 2019 hat das Sozialgericht den Bescheid vom 18.
Februar 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10. Dezember 2014
aufgehoben und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger wegen des Arbeitsunfalls vom
26. November 2012 eine Verletztenrente nach einer MdE von 30 v. H. zu
gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, es sei im Vollbeweis
nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger unter einer dissoziativen BewegungsstÃ¶rung
leide, die zu einer weitgehenden StÃ¶rung des rechten Beines fÃ¼hre. Belastbare
Hinweise, die auf eine Aggravation oder gar Simulation hindeuteten, lÃ¤gen nicht
vor. AuÃ�erdem sei der KlÃ¤ger an einer mittelgradigen depressiven StÃ¶rung
erkrankt (gewesen). Eine PTBS liege zwar nicht im Vollbeweis vor. Allerdings seien
eine dissoziative BewegungsstÃ¶rung und eine mittelgradige depressive StÃ¶rung
durch den Arbeitsunfall vom 26. November 2012 verursacht worden. Die
dissoziative BewegungsstÃ¶rung mit LÃ¤hmung des rechten Beines sei objektiv
durch den Unfall verursacht worden. Ohne die Verletzung des rechten Beines wÃ¤re
es nicht zu einer psychogenen LÃ¤hmung gekommen. Auch die mittelgradige
depressive StÃ¶rung sei durch den Unfall verursacht worden. Insbesondere lÃ¤gen
keine Anzeichen vor, dass der KlÃ¤ger vorher an entsprechenden Symptomen
gelitten habe. Es sei wahrscheinlich, dass durch die schwerwiegende
BeeintrÃ¤chtigung der beruflichen und privaten LebensfÃ¼hrung infolge der
dissoziativen BewegungsstÃ¶rung eine depressive StÃ¶rung entstanden sei. Der
Unfall sei auch wesentliche Ursache fÃ¼r die dissoziative StÃ¶rung, weil ein
schweres Unfallereignis vorgelegen habe, da der KlÃ¤ger bewusstlos gewesen sei
und extreme Schmerzen erlitten habe. Der Grundsatz in der AWMF-Leitlinie zur
Begutachtung psychischer und psychosomatischer Erkrankungen, dass eine
dissoziative StÃ¶rung â��Ã¼blicherweiseâ�� nur dann als Unfallfolge anerkannt
werden kÃ¶nne, wenn eine anhaltende schwere kÃ¶rperliche SchÃ¤digung
wesentlich zur Entwicklung beigetragen habe, kÃ¶nne keine uneingeschrÃ¤nkte
Geltung beanspruchen. Auch die depressive StÃ¶rung sei wesentlich durch den
Unfall verursacht. Es bestÃ¼nden keine Anhaltspunkte, dass der KlÃ¤ger auch ohne
die gravierenden EinschrÃ¤nkungen der dissoziativen StÃ¶rung durch jedes andere
alltÃ¤gliche Ereignis zur annÃ¤hernd derselben Zeit eine depressive StÃ¶rung
erlitten hÃ¤tte. Nach der AWMF-Leitlinie zur Begutachtung psychischer und
psychosomatischer Erkrankungen sei bei einer dissoziativen StÃ¶rung von einer
MdE von 30 v. H. auszugehen. Die depressive StÃ¶rung Ã¼berschneide sich mit den
BeeintrÃ¤chtigungen durch die dissoziative BewegungsstÃ¶rung.Â 

Am 18. Dezember 2019 hat die Beklagte Berufung beim Hessischen
Landessozialgericht eingelegt.

Der Senat hat von Amts wegen ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten bei Prof.
Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. S. vom 22. April 2021 eingeholt, in dem dieser eine
dissoziative BewegungsstÃ¶rung am rechten Bein (ICD-10 F44.4), eine chronisch-
depressive Verstimmung, derzeit vom Schweregrad einer Dysthymie (F34.1), sowie
Lumbalgien bei lumbaler Spinalkanalstenose L4/5 diagnostiziert hat. Der KlÃ¤ger
leide zwar an einer psychogenen, dissoziativen BewegungsstÃ¶rung, die aber keine
Unfallfolge sei, da psychische Faktoren im Rahmen der GrundpersÃ¶nlichkeit des
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KlÃ¤gers ganz maÃ�geblich fÃ¼r die Aufrechterhaltung der Symptomatik
ursÃ¤chlich seien und eine solche â��GewohnheitslÃ¤hmungâ�� nach
KÃ¶rperschaden isoliert die KÃ¶rperstelle betreffe, die geschÃ¤digt worden seien,
wÃ¤hrend vorliegend die Symptomatik weit hierÃ¼ber hinausgehe, indem nicht nur
die Einsteifung des Kniegelenks, sondern eine vollstÃ¤ndige Plegie sowohl der
FuÃ�hebung als auch der FuÃ�senkung demonstriert werde. Nach der AWMF-
Leitlinie bestehe insbesondere bei im Verlauf zunehmender generalisierter
Symptomatik hoher BegrÃ¼ndungsbedarf, warum eine dissoziative Symptomatik
noch als SchÃ¤digungsfolge anzusehen sei, da in diesem Fall im Verlauf
regelmÃ¤Ã�ig psychosoziale Kontextfaktoren in den Vordergrund trÃ¤ten. Als
solche zu nennen seien die auch im Rahmen der aktuellen Begutachtung vom
KlÃ¤ger umfangreich beschriebenen KrÃ¤nkungserlebnisse auf dem Boden einer
ausgeprÃ¤gten rigiden PersÃ¶nlichkeitsstruktur. Es kÃ¶nne dahingestellt bleiben,
ob eine manifeste PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung in das Berufsleben eingebracht worden
sei oder es sich eher um eine PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung aufgrund der
Lebensgeschichte mit Migrationshintergrund und Einheirat in eine offensichtlich in
Deutschland bereits lÃ¤nger â��akkulturalisierteâ�� Familie handele, denn
zumindest eine dauerhafte dissoziative StÃ¶rung als Unfallfolge sei nicht mit der
erforderlichen Wahrscheinlichkeit zu begrÃ¼nden. Nach dem Unfallereignis habe
eine mittelbare depressive Entwicklung vorgelegen. Aufgrund der erheblichen
Unfallfolgen sei dem KlÃ¤ger klargeworden, dass er seine bisherige berufliche
TÃ¤tigkeit kaum mehr adÃ¤quat bewÃ¤ltigen kÃ¶nne, was sein Weltbild ins Wanken
gebracht habe. Andererseits seien chirurgischerseits jedenfalls ab Sommer 2013
keine messbaren Unfallfolgen beschrieben worden. Daher sei auch nicht mehr
hinreichend zu begrÃ¼nden, warum eine anhaltende depressive
AnpassungsstÃ¶rung auf die abgeklungenen KÃ¶rperbeschwerden noch vorliegen
sollte. Zumindest Ã¼ber das Jahr 2014 hinaus lasse sich nicht mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit die Persistenz einer depressiven AnpassungsstÃ¶rung als
Unfallfolge erkennen. Die MdE fÃ¼r die AnpassungsstÃ¶rung werde bis April 2014
auf 20 v. H., danach allenfalls fÃ¼r ein bis zwei Jahre auf 10 v. H. geschÃ¤tzt.Â 

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 15. Juli 2021 hat Prof. Dr. med. Dr.
Dipl.-Ing. S. dargelegt, dass KonversionsstÃ¶rungen mit funktionellen motorischen
Symptomen (dissoziative BewegungsstÃ¶rungen) i. d. R. eine multifaktorielle
Genese hÃ¤tten, sodass eine Anerkennung als psychoreaktive FolgestÃ¶rung nach
einmaligen SchÃ¤digungsereignissen im Allgemeinen nicht in Betracht komme, es
sei denn, im Einzelfall lÃ¤gen an der betroffenen ExtremitÃ¤t anhaltende
Unfallfolgen vor. Nach Abklingen des KÃ¶rperschadens seien die Vorgaben zur
AnpassungsstÃ¶rungen (F43.2) heranzuziehen, wonach die Symptome (meist) nicht
lÃ¤nger als weitere sechs Monate anhielten, wenn die Belastung oder deren Folge
beendet sei.Â 

Auf Antrag des KlÃ¤gers hat der Senat nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ein
Gutachten vom 8. Februar 2023 bei Prof. Dr. med. T., Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und
Psychotherapie, eingeholt. Dieser hat bei dem KlÃ¤ger, der eine Laboruntersuchung
in Bezug auf Medikamente abgelehnt habe, gleiche UmfÃ¤nge von rechtem und
linkem Bein sowie eine seitengleiche Beschwielung der FÃ¼Ã�e festgestellt, den
sog. â��Nicht-FÃ¼hl-Testâ�� (der fÃ¼r Simulation spreche), kognitive
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Leistungstests (die fÃ¼r eine schwere Demenz sprÃ¤chen) sowie
Beschwerdevalidierungstest (die fÃ¼r Simulation sprÃ¤chen) durchgefÃ¼hrt. Prof.
Dr. med. T. hat ausgefÃ¼hrt, bei dem KlÃ¤ger liege die Diagnose â��Entwicklung
kÃ¶rperlicher Symptome aus psychischen GrÃ¼ndenâ�� (ICD-10 F68.0) vor, die
verwandt werden solle, wenn kÃ¶rperliche Symptome, die zunÃ¤chst durch eine
kÃ¶rperliche StÃ¶rung verursacht worden seien, die gesichert bestand, aufgrund
des psychischen Zustandes des Betroffenen aggraviert werden oder lÃ¤nger
anhalten. Vor dem Hintergrund einer wahrscheinlichen Akzentuierung oder schon
StÃ¶rung der PersÃ¶nlichkeit sei ein EntschÃ¤digungsbegehren entstanden, das zur
Entwicklung kÃ¶rperlicher Symptome aus psychischen GrÃ¼nden gefÃ¼hrt habe.
Eine dissoziative StÃ¶rung sei nicht festzustellen. Die ICD-10 sehe hier vor, dass
eine kÃ¶rperliche Erkrankung ausgeschlossen werde und eine psychische
Verursachung belegt werden mÃ¼sse, namentlich eine Verursachung durch
Belastungen, Probleme oder gestÃ¶rte Beziehungen. Letztere hÃ¤tten aber die
dargebotene LÃ¤hmung nicht verursacht. Es bestehe kein vÃ¶lliger Verlust der
KÃ¶rperbewegungen. Dissoziative StÃ¶rungen tendierten ferner dazu, innerhalb
von Wochen oder Monaten zu remittieren, anders als die Entwicklung kÃ¶rperlicher
Symptome aus psychischen GrÃ¼nden. In der ICD-10 heiÃ�e es, dass besonders
LÃ¤hmungen und GefÃ¼hlsstÃ¶rungen sich bei unlÃ¶sbaren Problemen eher
langsam entwickelten. Ganz entscheidend sei, dass die ICD-10 fÃ¼r die Diagnose
einer dissoziativen StÃ¶rung den Ausschluss von Simulation fordere. Diese sei indes
bei dem KlÃ¤ger sehr wahrscheinlich. Die wahrscheinlichste Diagnose sei eine
wiederkehrende Depression mit aktuell leichter Depression. Eine
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei ebenfalls nicht unwahrscheinlich. Deren
Diagnosekriterien seien erfÃ¼llt. Eine AnpassungsstÃ¶rung als ereignisreaktive
Symptomatik sei nach ICD-10 nicht mehr empfohlen zu diagnostizieren. Auch eine
PTBS habe nicht vorgelegen. Die wiederkehrende Depression gehe nicht auf den
Arbeitsunfall zurÃ¼ck. Konkurrierende Faktoren wie Streit mit der Beklagten, ein
GefÃ¼hl, nicht ausreichend gewÃ¼rdigt zu werden sowie eine weiteren Vielzahl
Streitigkeiten seien hier maÃ�gebliche Faktoren fÃ¼r die Entwicklung depressiver
Episoden in der Folge des Arbeitsunfalls. FÃ¼r die Annahme einer
AnpassungsstÃ¶rung seien die Kriterien der Leitlinie fÃ¼r die Begutachtung
psychischer und psychosomatischer Erkrankungen (2019) nicht erfÃ¼llt.
Anhaltende psychische StÃ¶rungen als mittelbare Unfallfolge seien nur dann zu
begrÃ¼nden, wenn in relevantem Umfang kÃ¶rperliche SchÃ¤digungsfolgen
persistierten. Dies sei vorliegend nicht der Fall. Zudem sei nicht von fehlenden
konkurrierenden Faktoren auszugehen. Die PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei eine
Dauerdiagnose und werde nach medizinischem Wissensstand nicht durch einen
Arbeitsunfall verursacht. Die Entwicklung kÃ¶rperlicher Symptome aus psychischen
GrÃ¼nden sei unfallunabhÃ¤ngig. An dem Gutachten von Prof. Dr. med. Dr.
Dipl.-Ing. S. sei zu kritisieren, dass dieser den â��Nicht-FÃ¼hl-Testâ�� nicht zur
PrÃ¼fung auf ValiditÃ¤t einer SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung durchgefÃ¼hrt habe. Auch bei
diesem habe indes die testpsychologische Beschwerdevalidierung fÃ¼r eine
Simulation gesprochen, die aber nicht differentialdiagnostisch diskutiert worden sei.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung trÃ¤gt die Beklagte vor, die dissoziative StÃ¶rung
und die depressive Erkrankung seien nicht unfallabhÃ¤ngig, wie sich aus den
Berichten der behandelnden Psychologinnen H. und L. sowie aus dem Gutachten
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von Dr. P. ergebe. Dieser habe zutreffend festgestellt, dass am Unfalltag und
zeitnah kein psychischer Erstschaden habe festgestellt werden kÃ¶nnen. Die
EinschÃ¤tzung von Prof. Dr. med. habil. Dipl.-Psych. R. beruhe hingegen
ausschlieÃ�lich auf den eigenen Angaben des KlÃ¤gers. Zum Gutachten von Prof.
Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. S. trÃ¤gt die Beklagte vor, die Positionierung zur Dauer der
unfallbedingten ArbeitsunfÃ¤higkeit sei unverstÃ¤ndlich, weil die kÃ¶rperlichen
Unfallfolgen bereits mit Ablauf des 28. April 2013 abgeklungen gewesen seien.
WillkÃ¼rlich sei die Festlegung des Datums 8. April 2014 als Ende der
unfallbedingten AnpassungsstÃ¶rung, weil die sechsmonatige Anpassungsphase
sich allenfalls bis 28. Oktober 2013 darstellen lasse. KritikwÃ¼rdig sei auch die
SchÃ¤tzung der MdE. Diese kÃ¶nne erst bewertet werden, wenn grundsÃ¤tzlich
ArbeitsfÃ¤higkeit bestehe. Auch das Gutachten von Prof. Dr. med. T. stÃ¼tze das
Klagebegehren nicht.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 20. November 2019 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r richtig. Insbesondere gehe er davon aus,
dass als Folge des Unfalls eine dissoziative StÃ¶rung vorliege. Das Gutachten von
Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. S. sei insofern fehlerhaft, als danach die
GrundpersÃ¶nlichkeit des KlÃ¤gers ursÃ¤chlich sein soll. AuÃ�erdem liege keine
zunehmende generalisierte Problematik vor, die BeeintrÃ¤chtigungen bestÃ¼nden
vielmehr in gleicher Weise von Anfang an. Das Gutachten enthalte auch keine
Angaben darÃ¼ber, ab wann genau psychosoziale Kontextfaktoren in den
Vordergrund getreten sein sollen. Auch die depressive StÃ¶rung sei durch den
Unfall entstanden. Einwendungen gegen das Nichtvorliegen einer PTBS habe er
indes nicht. Zum Gutachten von Prof. Dr. med. T. Ã¤uÃ�ert er sich nicht.

Der Berichterstatter hat mit den Beteiligten am 26. Oktober 2020 einen
ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt. Wegen dessen Inhalts wird auf das Protokoll
vom 26. Oktober 2020 Bezug genommen. Wegen der weiteren Einzelheiten des
Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte und die Beklagtenakte Bezug
genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

I. Die zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Unrecht den
Bescheid vom 25. Februar 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.
Dezember 2014 aufgehoben und die Beklagte zur Bewilligung einer Verletztenrente
verurteilt. Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage statthaft
(Â§ 54 Abs. 1, Abs. 4 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung einer Verletztenrente wegen der Folgen
des Arbeitsunfalls vom 26. November 2012 liegen nicht vor.Â 
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1. Nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII haben Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
infolge eines Versicherungsfalles Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall
hinaus um wenigstens 20 vom Hundert gemindert ist, Anspruch auf Rente.

Die erste Voraussetzung fÃ¼r eine Verletztenrente â�� das Vorliegen eines
Versicherungsfalls, hier: eines Arbeitsunfalls â�� ist erfÃ¼llt. FÃ¼r einen
Arbeitsunfall ist gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1 SGB VII in der Regel erforderlich, dass die
Verrichtung eines Versicherten zur Zeit des Unfalls der versicherten TÃ¤tigkeit
zuzurechnen ist (innerer/sachlicher Zusammenhang), dass diese Verrichtung zu
dem zeitlich begrenzten, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkenden Ereignis â��
dem Unfallereignis â�� gefÃ¼hrt hat (UnfallkausalitÃ¤t) und dass das Unfallereignis
einen Gesundheitserstschaden (oder den Tod des Versicherten) verursacht hat,
haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t (BSG, Urteil vom 9. Mai 2006, B 2 U 1/05 R,
juris, Rn. 10). Die Beklagte hat â�� bindend â�� mit Bescheid vom 25. Februar 2014
einen Arbeitsunfall anerkannt. Es fehlt zwar in dem Bescheid eine entsprechende
ausdrÃ¼ckliche Regelung. Aus dem maÃ�geblichen objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont
(Â§Â§ 133, 157 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch â�� BGB â�� entsprechend) kÃ¶nnen die
Formulierungen â��Rente wegen Ihres Arbeitsunfallsâ�� und â��Folgen des
Versicherungsfallesâ�� in dem Bescheid aber nur so verstanden werden, dass ein
Arbeitsunfall anerkannt wird (vgl. BSG, Urteil vom 28. Juni 2022, B 2 U 9/20 R, juris,
Rn. 16).

Die zweite Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente, eine
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit in Folge dieses Versicherungsfalles, erfordert
zunÃ¤chst, dass Ã¼berhaupt eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit des
Versicherten durch eine BeeintrÃ¤chtigung seines kÃ¶rperlichen oder geistigen
LeistungsvermÃ¶gens gegeben ist und dass diese BeeintrÃ¤chtigung infolge des
festgestellten Versicherungsfalls eingetreten ist, also Ã¼ber einen lÃ¤ngeren
Zeitraum andauernde Unfallfolgen vorliegen. Zur Feststellung einer
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigung in Folge eines Versicherungsfalles muss
zwischen dem Unfallereignis und den geltend gemachten Unfallfolgen entweder
mittels des Gesundheitserstschadens oder direkt ein Ursachenzusammenhang nach
der im Sozialrecht geltenden Theorie der wesentlichen Bedingung bestehen (BSG,
Urteil vom 9. Mai 2006, B 2 U 1/05 R, juris, Rn. 12). Hierbei muss die Unfallfolge im
Sinne eines Vollbeweises feststehen.

Nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Abs. 3 SGB VII setzt der Anspruch auf eine
Verletztenrente eine MdE von wenigstens 20 v. H. voraus. Die MdE richtet sich nach
dem Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen
LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem
gesamten Gebiet des Erwerbslebens (Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 SGB VII). Die Bemessung
der MdE hÃ¤ngt damit zum einen von den verbliebenen BeeintrÃ¤chtigungen des
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens und zum anderen von dem
Umfang der dadurch verschlossenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten ab. Entscheidend ist
nicht der Gesundheitsschaden als solcher, sondern vielmehr der Funktionsverlust
unter medizinischen, juristischen, sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten
(BSG, Urteil vom 20. Dezember 2016, B 2 U 11/15 R, juris, Rn. 14). Die Bemessung
des Grades der MdE ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG eine
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tatsÃ¤chliche Feststellung, die das Tatsachengericht unter BerÃ¼cksichtigung der
gesamten UmstÃ¤nde des Einzelfalls nach Â§ 128 Abs. 1 Satz 1 SGG nach seiner
freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen richterlichen
Ã�berzeugung trifft (BSG, Urteil vom 20. Dezember 2016, B 2 U 11/15 R, juris, Rn.
15).

Ob ein Gesundheitsschaden als weiterer Gesundheitserstschaden eines
Arbeitsunfalls anzuerkennen ist (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) und ob er
einem Gesundheitserstschaden des Arbeitsunfalls als Unfallfolge zuzurechnen ist
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t), beurteilt sich jeweils nach der Theorie der
rechtlich wesentlichen Bedingung.Â 

Danach erfordert die Zurechnung eines Schadens eines Versicherten zum
VersicherungstrÃ¤ger zweistufig die ErfÃ¼llung erstens tatsÃ¤chlicher und zweitens
darauf aufbauender rechtlicher Voraussetzungen: Die Einwirkung muss den
(weiteren) Gesundheitserstschaden und ein Gesundheitserstschaden die Unfallfolge
sowohl objektiv (1. Stufe) als auch rechtlich wesentlich (2. Stufe) verursacht haben
(vgl. BSG, Urteil vom 17. Dezember 2015, B 2 U 8/14 R, juris, Rn. 18).

Die erste Stufe beruht auf der naturwissenschaftlich-philosophischen
Bedingungstheorie als Ausgangsbasis, wonach jedes Ereignis Ursache eines Erfolges
ist, das nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele, sog.
conditio sine qua non (BSG, Urteil vom 9. Mai 2006, B 2 U 1/05 R, juris, Rn. 13).
Zudem muss die Einwirkung durch die versicherte Verrichtung (sowie der
Gesundheitserstschaden) eine Bedingung sein, die erfahrungsgemÃ¤Ã� die infrage
stehende Wirkung ihrer Art nach notwendig oder hinreichend herbeifÃ¼hrt, mithin
nicht eine bloÃ� im Einzelfall nicht wegdenkbare zufÃ¤llige Randbedingung ist (vgl.
BSG, Urteil vom 17. Dezember 2015, B 2 U 8/14 R, juris, Rn. 19).Â 

Erst, wenn auf der ersten Stufe die objektive Verursachung bejaht wird, geht es auf
der zweiten Stufe der Zurechnung um die Rechtsfrage, ob die auf der ersten Stufe
abschlieÃ�end festzustellende faktische (Mit-)Verursachung des
Gesundheitsschadens durch die versicherte Verrichtung/Einwirkung (oder den
Gesundheitserstschaden) unter WÃ¼rdigung aller auf der ersten Stufe
festgestellten weiteren mitwirkenden unversicherten Ursachen die Realisierung
einer in den Schutzbereich des jeweils erfÃ¼llten Versicherungstatbestandes
fallende Gefahr ist, sich mithin das durch das versicherte Risiko verwirklich hat,
gegen das der jeweils erfÃ¼llte Versicherungstatbestand gerade Schutz gewÃ¤hren
soll; eine Rechtsvermutung dafÃ¼r, dass eine versicherte Verrichtung wegen ihrer
objektiven Mitverursachung der Einwirkung auch rechtlich wesentlich war, besteht
jedoch nicht (BSG, Urteil vom 17. Dezember 2015, B 2 U 8/14 R, juris, Rn. 20).
SchlieÃ�lich ist auch dann zu prÃ¼fen, ob eine Ursache wesentlich ist, wenn sie als
alleinige Ursache festgestellt wird, weil andere (Mit-)Ursachen nicht erwiesen oder
nicht in Betracht zu ziehen sind (BSG, Urteil vom 17. Dezember 2015, B 2 U 8/14 R,
juris, Rn. 21).Â 

FÃ¼r die Feststellung dieses Ursachenzusammenhangs genÃ¼gt die hinreichende
Wahrscheinlichkeit; diese liegt vor, wenn mehr fÃ¼r als gegen den
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Ursachenzusammenhang spricht und ernste Zweifel ausscheiden, so dass die reine
MÃ¶glichkeit nicht ausreicht (BSG, Urteil vom 9. Mai 2006, B 2 U 1/05 R, juris, Rn.
20).Â 

2. Von diesen MaÃ�stÃ¤ben ausgehend ergibt sich eine rentenberechtigende MdE
weder auf orthopÃ¤disch-chirurgischem (a) noch auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet (b).

a) Die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers ist zunÃ¤chst nicht auf orthopÃ¤disch-
chirurgischem Fachgebiet in rentenrechtlich relevantem Umfang Ã¼ber die 26.
Woche nach dem Unfall gemindert.

Jedenfalls ab dem 25. April 2013 lagen nÃ¤mlich auf orthopÃ¤disch-chirurgischem
Gebiet keine relevanten Unfallfolgen mehr vor. An diesem Tag wurde in der BGU
eine passive Beweglichkeit des rechten Kniegelenks von 0/0/130Â° ermittelt.
Daraus ergibt sich keine MdE. Der Senat folgt der beratungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme von Dr. N., dass auch die von Dr. M. im Ersten Rentengutachten
festgestellten Unfallfolgen keine MdE in rentenberechtigendem AusmaÃ�
rechtfertigen. Dr. M. hat die MdE zwar auf 20 v. H. bis zum 24. Juni 2013
geschÃ¤tzt. Allerdings hat er beim KlÃ¤ger eine Beweglichkeit des rechten
Kniegelenkes von 5/0/130Â° gemessen. Selbst eine MdE von 10 v. H. kann aber erst
bei einer BewegungseinschrÃ¤nkung nach der Neutral-Null-Methode von 0/0/120Â°
angenommen werden (siehe SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017, S. 685). Die Beweglichkeit des Kniegelenks des
KlÃ¤gers ist hingegen deutlich besser.

b) Die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers ist auch nicht auf neurologisch-
psychiatrischem Gebiet infolge des Arbeitsunfalls gemindert.

aa) Der KlÃ¤ger leidet nicht unter einer PTBS (F43.1). Es fehlt insofern bereits an
dem Eingangskriterium (sog. A-Kriterium) sowohl nach ICD-10 als auch nach DSM-5,
was zwischen den Beteiligten auch unstreitig ist. Die abweichende Auffassung von
Prof. Dr. med. habil. Dipl.-Psych. R. wendet nicht die Vorgaben dieser Manuale an
und stellt insbesondere auf eine im Zeitpunkt seiner Begutachtung nicht mehr
geltende Fassung des DSM (IV statt 5) ab (vgl. BSG, Urteil vom 28. Juni 2022, B 2 U
9/20 R, juris, Rn. 22), was insoweit zur Unverwertbarkeit seines Gutachtens fÃ¼hrt.

bb) Folge des Arbeitsunfalls ist auch keine dissoziative StÃ¶rung (F44), weder eine
dissoziative BewegungsstÃ¶rung (F44.3) noch eine dissoziative
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung (F44.6).

(a) Eine solche Erkrankung liegt beim KlÃ¤ger bereits nicht im Vollbeweis vor. Eine
GesundheitsstÃ¶rung kann nicht als Folge eines Arbeitsunfalls anerkannt werden,
wenn sie mit hoher Wahrscheinlichkeit simuliert wird.Â 

Der Senat folgt insoweit dem SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. med. T., dass bei dem
KlÃ¤ger kein vÃ¶lliger Verlust der KÃ¶rperbewegung festgestellt werden kann und
er sehr wahrscheinlich simuliert. Prof. Dr. med. T. hat hierzu verschiedene
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Testungen durchgefÃ¼hrt und daraus den plausiblen Schluss gezogen, dass der
KlÃ¤ger seine LÃ¤hmung simuliert, nicht bloÃ� aggraviert. Die gleichmÃ¤Ã�ige
Beschwielung der FÃ¼Ã�e und die gleichen BeinumfÃ¤nge sprechen ebenfalls
gegen eine LÃ¤hmung des rechten Beines. Das Nichtvorliegen einer dissoziativen
StÃ¶rung wird auch dadurch belegt, dass nach den AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr.
med. T. eine solche StÃ¶rung dazu tendiert, innerhalb von Wochen und Monaten zu
remittieren, was bei dem KlÃ¤ger nicht der Fall sei. Der Senat tritt dem bei und
verweist insofern ergÃ¤nzend auch auf die widersprÃ¼chlichen Angaben des
KlÃ¤gers hinsichtlich des Zeitpunktes des Eintritts der LÃ¤hmungserscheinungen
gegenÃ¼ber Dipl.-Psych. H. (Befundbericht vom 15. Januar 2013) und die
unterschiedlichen Darstellungen des Unfallereignisses zum einen zeitnah zum Unfall
dahingehend, dass er lediglich mit den Beinen an das Fahrzeug gestoÃ�en und
nicht bewusstlos gewesen sei, wÃ¤hrend er spÃ¤ter behauptet hat, auf den Kopf
gestÃ¼rzt und bewusstlos gewesen zu sein.

(b) Selbst, wenn der KlÃ¤ger unter einer dissoziativen StÃ¶rung leiden wÃ¼rde,
wÃ¤re diese jedenfalls nicht rechtlich wesentlich durch den Arbeitsunfall verursacht
worden.

Es fehlte dann bereits an einer KausalitÃ¤t im naturwissenschaftlichen Sinne. Denn
mit Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. S. geht der Senat davon aus, dass eine solche
StÃ¶rung (â��GewohnheitslÃ¤hmungâ��) nach einem KÃ¶rperschaden isoliert die
KÃ¶rperstelle betrifft, die geschÃ¤digt worden ist â�� hier: das Knie â��, wÃ¤hrend
die Symptomatik vorliegend weit hierÃ¼ber hinausgeht, weil nicht nur die
Einsteifung des Kniegelenks, sondern eine vollstÃ¤ndige Plegie sowohl der
FuÃ�hebung als auch der FuÃ�senkung demonstriert wurde. Mit Prof. Dr. med. Dr.
Dipl.-Ing. S. geht auch der Senat zudem davon aus, dass eine solche Plegie nach
einem KÃ¶rperschaden â�� anders als hier â�� mit der Zeit abnehmen wÃ¼rde. Aus
diesen GrÃ¼nden fehlt es an einer Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit dafÃ¼r,
dass das Unfallereignis zu der Plegie gefÃ¼hrt hat.

cc) Auch eine depressive Erkrankung kann nicht auf den Arbeitsunfall
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden.

Der Senat geht zunÃ¤chst davon aus, dass der KlÃ¤ger unter einer depressiven
Erkrankung leidet, und zwar zum Zeitpunkt der Untersuchung bei Prof. Dr. med. Dr.
Dipl.-Ing. S. unter einer chronisch depressiven Verstimmung vom Schweregrad
einer Dysthymie (F34.1) und zum Zeitpunkt der Untersuchung bei Prof. Dr. med. T.
unter einer leichten depressiven Episode (F32.0). Diese Erkrankung kann aber
jedenfalls nicht noch 26 Wochen nach dem Arbeitsunfall rechtlich wesentlich auf ihn
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden.Â 

Die fehlende Wesentlichkeit des Arbeitsunfalls fÃ¼r die depressive Erkrankung des
KlÃ¤gers folgt aber noch nicht aus der geringen Schwere des Unfallereignisses und
dessen GesundheitserstschÃ¤den. Denn es gibt bei seelischen Erkrankungen keinen
Rechts- oder Erfahrungssatz, wonach ein als geringfÃ¼gig beurteiltes Trauma stets
als bloÃ�e Gelegenheitsursache anzusehen ist (BSG, Urteil vom 9. Mai 2006, B 2 U
40/05 R, juris, Rn. 10).
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Selbst wenn aber der Arbeitsunfall im naturwissenschaftlichen Sinne nicht
hinweggedacht werden kÃ¶nnte, ohne dass die depressive Erkrankung entfiele
(conditio sine qua non) und er auch generell geeignet wÃ¤re, eine solche
Erkrankung auszulÃ¶sen, wÃ¤re er zumindest keine wesentliche Ursache.Â 

Der Senat folgt Prof. Dr. med. T. dahingehend, dass die Depression nicht auf den
Arbeitsunfall zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann. Dieser ist jedenfalls keine wesentliche
Ursache (2. Stufe). Der Senat tritt insofern zunÃ¤chst der EinschÃ¤tzung von Dr. Q.
bei, dass eine psychische Erkrankung prinzipiell nur dann auf den Unfall gestÃ¼tzt
werden kann, wenn ein psychischer Erstschaden oder Ã¼berdauernde schwere
kÃ¶rperliche Unfallfolgen vorliegen, was hier nicht der Fall ist. Diese EinschÃ¤tzung
entspricht auch dem Stand der Wissenschaft. Nach den KausalitÃ¤tskriterien in der
gesetzlichen Unfallversicherung kommt einer psychischen Reaktion vor allem bei
minderschweren Ereignissen die Bedeutung als notwendige AnknÃ¼pfungstatsache
im Rahmen der haftungsausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t zwischen Arbeitsunfall und
Unfallfolge zu (Urteil des Senats vom 18. Dezember 2017, L 9 U 153/17,
unverÃ¶ffentlicht, S. 18 des Urteilsumdrucks). Entwickeln sich nach einem
KÃ¶rperschaden depressive Symptome, die kÃ¶rperlich nicht oder nur zum Teil
durch den KÃ¶rperschaden zu erklÃ¤ren sind, ist ein Kausalzusammenhang mit dem
kÃ¶rperlichen SchÃ¤digungsereignis im Allgemeinen (nur) zu begrÃ¼nden, wenn
geeignete BrÃ¼ckensymptome vorliegen, anhand derer die Ã¼berwiegende
Wahrscheinlichkeit eines Zusammenhangs besteht (Leitlinie zur Begutachtung
psychischer und psychosomatischer StÃ¶rungen, Stand: 1.12.2019, Teil III, S. 45).
AnknÃ¼pfungstatsachen fÃ¼r die Anerkennung depressiver Symptome als
mittelbare Folgen eines KÃ¶rperschadens sind das Vorliegen anhaltender
kÃ¶rperlicher SchÃ¤digungsfolgen, der Nachweis des Beginns der psychischen
StÃ¶rung in geeignetem zeitlichen Zusammenhang mit dem KÃ¶rperschaden bzw.
den kÃ¶rperlichen SchÃ¤digungsfolgen, ein fehlender Nachweis konkurrierender
Faktoren, die fÃ¼r die Symptomatik maÃ�geblich sind oder diese unterhalten sowie
das Vorliegen einer authentischen Beschwerdedarstellung (Leitlinie zur
Begutachtung psychischer und psychosomatischer StÃ¶rungen, Stand: 1.12.2019,
Teil III, S. 46).Â 

Selbst wenn man aber mit Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. S. davon ausginge, dass der
Arbeitsunfall das Weltbild des KlÃ¤gers â��ins Wanken gebrachtâ�� und eine
depressive Entwicklung verursacht hat, kann nach dessen weiteren AusfÃ¼hrungen
diese Erkrankung nur solange auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, wie
kÃ¶rperliche Beschwerden vorliegen. Dies steht im Einklang mit dem Stand der
Wissenschaft, nach dem es gegen die Annahme einer depressiven Episode als
SchÃ¤digungsfolge spricht, wenn rezidivierende Episoden ohne einen zugleich
anhaltenden unfallbedingten KÃ¶rperschaden in relevantem Umfang auftreten
(Leitlinie zur Begutachtung psychischer und psychosomatischer StÃ¶rungen, Stand:
1.12.2019, Teil III, S. 43). Da aber spÃ¤testens am 25. April 2013 die kÃ¶rperlichen
Unfallfolgen abgeklungen waren, kann zu diesem Zeitpunkt nicht mehr davon
ausgegangen werden, dass eine Depression, mag sie auch im
naturwissenschaftlichen Sinne noch auf den Arbeitsfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein,
rechtlich wesentlich (2. Stufe) durch ihn verursacht wurde. Unfallfolgen, die lediglich
vom 26. November 2012 bis 25. April 2013 vorliegen, mindern die
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ErwerbsfÃ¤higkeit weniger als 26 Wochen lang.Â 

dd) Auch eine AnpassungsstÃ¶rung (F43.2) kann jedenfalls nicht Ã¼ber 26 Wochen
hinaus rechtlich wesentlich auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden.Â 

Der Senat folgt Prof. Dr. med. T. dahingehend, dass bereits keine
AnpassungsstÃ¶rung vorliegt, weil die Leitlinienkriterien nicht erfÃ¼llt sind. Nach
der Leitlinie zur Begutachtung psychischer und psychosomatischer StÃ¶rungen
(Stand: 1.12.2019) kommt sowohl nach ICD-10 als auch nach DSM-5 eine
AnpassungsstÃ¶rung nur in Betracht, wenn die Kriterien fÃ¼r eine andere
psychische StÃ¶rung nicht erfÃ¼llt sind (Teil III, S. 29).

Selbst wenn eine solche Erkrankung vorgelegen hat oder noch vorliegt, kann sie
nach den plausiblen AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. S. nur dann
Unfallfolge sein, wenn in relevantem Umfang kÃ¶rperliche Beschwerden
persistierten. Dies war, wie bereits ausgefÃ¼hrt, jedenfalls ab 25. April 2013 nicht
mehr der Fall.

ee) SchlieÃ�lich kann auch eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung (F61.0) des KlÃ¤gers
keine rentenrechtlich relevante MdE begrÃ¼nden.Â 

Nach den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. med. T. liegt eine solche
Erkrankung bei dem KlÃ¤ger zwar vor, ist aber eine Dauerdiagnose und kann nicht
durch einen Arbeitsunfall verursacht werden. Insofern fehlt es bereits an einer
naturwissenschaftlichen KausalitÃ¤t. Dies entspricht dem aktuellen Stand der
Wissenschaft. Danach kann zwar eine andauernde PersÃ¶nlichkeitsÃ¤nderung
(F62.0, F62.1) nach extremen Belastungssituationen entstehen, selbst kurzzeitige
Lebensbedrohungen reichen aber i. d. R. nicht aus, weil ein einmaliges Ereignis
definitionsgemÃ¤Ã� nicht zu einer andauernden PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung fÃ¼hren
kann; entwickeln sich derartige Symptome nach einem lediglich einmaligen
Ereignis, sind diese einer vorbestehenden psychischen VulnerabilitÃ¤t zuzuordnen
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017,
S. 155), die dann Ã¼berragende Bedeutung hat.

ff) Auch eine Entwicklung kÃ¶rperlicher Symptome aus psychischen GrÃ¼nden
(F68.0) kann nicht zu einer MdE infolge des Arbeitsunfall fÃ¼hren.

Nach den auch insofern Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. med. T.
liegt diese Erkrankung beim KlÃ¤ger vor, ist aber unfallunabhÃ¤ngig. Sie wÃ¤re
zwar ohne den Unfall nicht im naturwissenschaftlichen Sinne entstanden, wurde
aber nicht wesentlich durch ihn verursacht. Das EntschÃ¤digungsbegehren, das zur
Entwicklung dieser Krankheit gefÃ¼hrt hat, hat nach Prof. Dr. med. T. vielmehr
psychische GrÃ¼nde, die in der PersÃ¶nlichkeit des KlÃ¤gers wurzeln. Dem tritt der
Senat bei.

II. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

III. GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), liegen nicht vor.
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